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Amts ⸗ 


Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Nro. 35 


Marienwerder, 


den 26. Auguſt 1896. 


1896. 


Die Nummer 29 des Reichs⸗Geſetzblatts enthält 
unter 

Nr. 2334 das Geſetz, betreffend die Abänderung 
des Geſetzes über die Erwerbs- und Wirthſchaftsge⸗ 
noſſenſchaften vom 1. Mai 1889, ſowie den Geſchäfts⸗ 
betrieb von Konſumanſtalten, vom 12. Auguſt 1896; 
und unter 

Nr. 2335 die Bekanntmachung, betreffend das 
Geſetz gegen den verbrecheriſchen und gemeingefähr⸗ 
lichen Gebrauch von Sprengſtoffen, vom 11. Auguſt 1896. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Central⸗Behörden. 
1) Auf Ihren Bericht vom 9. Juli d. J. will Ich 
das von dem diesjährigen Generallandtage der Weft: 
preußiſchen Landſchaft in ſeiner Sitzung vom 18. bis 
20. Mai d. Is. beſchloſſene Regulativ, betreffend die 
Kündigung und Konvertirung der 3½ prozentigen Weſt⸗ 


preußiſchen Pfandbriefe in 3 prozentige Pfandbriefe 


I. und II. Serie, in der aus der Anlage erſichtlichen 
Faſſung, hierdurch landesherrlich genehmigen. An Bord 
M. Y. „Hohenzollern“, Molde, den 22. Juli 1896. 
gez. Wilhelm R. 
Zugleich für den Juſtizminiſter. 
ggez. von Hammerſtein. 

An den Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen 

und Forſten, und den Juſtiz Miniſter. 


Regulativ 
betreffend die Kündigung und Konvertirung der 3 / 
prozentigen Weſtpreußiſchen Pfandbriefe in Zprozentige 
Pfandbriefe J. und II. Serie. 


| Die Weſtpreußiſche Landſchaft haftet vom Beginn 
des Konvertirungsgeſchäftes an mit ihren ſämmtlichen 
eigenthümlichen Fonds für die Anſprüche aus den ein⸗ 
zuziehenden 3 prozentigen Pfandbriefen. 

§ 2. Steht der Kurs der 3 prozentigen Pfand: 
briefe I. oder II. Serie unter dem Nennwerthe, fo 
kann bei deren Aufnahme zur völligen oder theilweiſen 
Ausgleichung der Differenz zwiſchen dem Kurs- und 
Nennwerthe ein mit 3½ Prozent jährlich zu verzinſen⸗ 
der Zuſchuß bis zum Höchſtbetrage von 5 Prozent der 
Pfandbriefsſchuld, 

a) bei den Pfandbriefen I. Serie aus dem Eigen⸗ 
thümlichen Fonds der Landſchaft, 
5) bei den Pfandbrieſen II. Serie aus dem für die: 
ſelben angeſammelten Sicherheitsfonds, 
nach dem Ermeſſen der General-Landſchafts⸗Direktion 
gewährt werden. 

In dieſem Falle wird der neben den Zinſen für 
das Pfandbriefsdarlehn alljährlich zu entrichtende Bei⸗ 
195 von ½ Prozent zunächſt zu einem beſonderen 
} 


Kursausgleichungs-Konto vereinnahmt, außerdem zu 
demſelben Konto von dem Schuldner noch ein Zuſchlag 
von ½ Prozent der Pfandbriefsſchuld jährlich in halb: 
jährlichen Raten ſo lange entrichtet, bis aus dieſen 
geſammten Beiträgen und deren zinsbarer Belegung 
die volle Tilgung des Kurs-Differenz⸗Zuſchuſſes nebſt 
Zinſen erfolgt iſt. 

Wird die Pfandbriefsſchuld früher abgelöſt, dann 
iſt der noch nicht getilgte Theil des Zuſchuſſes beſonders 
zu erſtatten. 

Für ſämmtliche vorſtehende Verpflichtungen iſt 
mit dem zu bepfandbriefenden Gute Hypothek zu be⸗ 
ſtellen, und zwar für die höhere Jahresleiſtung mit 


§ 1. Die Weſtpreußiſche Landſchaft ſtellt die dem gleichen Vorrecht wie für die Pfandbriefsſchuld. 
Ausgabe ihrer 3 prozentigen Pfandbriefe auf Grund 8 3. Die Zprozentigen Pfandbriefe I. und 
des Regulativs vom 10. Mai 1886 (Geſ. Samml. II. Serie werden nebſt Zinskoupons und Talons nach 
S. 179 Nr. 2) ein und wird die ſämmtlichen in Ge- den anliegenden Formularen in Stücken zu 5000 Mk., 
mäßheit dieſes Regulativs ſowie der Allerhöchſten 2000 Mk., 1000 Mk., 500 Mk. und 200 Mk. deutſchen 
Kabinets⸗Ordre vom 24. Februar 1838 (Geſ.Samml. Reichswährung ausgefertigt. 
Seite 94) und des Regulativs vom 18. Mai 1864 Der General⸗Direktion bleibt es überlaſſen, nach 
(Geſ.⸗Samml. Seite 314) emittirten 3½ prozentigen Bedürfniß anderweitige Eintheilung der Stücke anzu⸗ 
Pfandbriefe zu Gunſten und für Rechnung der be- ordnen. 
treffenden Schuldner auf vorgängige halbjährige Kün⸗ § 4. Im Uebrigen finden auf die 3prozentigen 
digung gemäß § 125 Th. 1 rev. Landſch.⸗Regl. durch Pfandbriefe J. und II. Serie die Beſtimmungen des 
Zahlung des Nennwerthes aus dem Verkehr ziehen revidirten Landſchafts-Reglements nebſt Zuſätzen, ins⸗ 
und in 3prozentige Weſtpreußiſche Pfandbriefe I. Serie|beiondere die Beſtimmungen des Allerhöchſt am 10. Mai 
bezw. II. Serie umſchreiben. 1886 genehmigten Regulativs und hinſichts der Pfand: 

Ausgegeben in Marienwerder am 27. Auguſt 1896. 
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briefe II. Serie die Beſtimmungen der Regulative vom 
15. Mai 1868 (Geſ.⸗Samml. Seite 496) und vom 
14. März 1883 (Geſ.⸗Samml. S. 84 Nr. 7) Anwendung. 

§ 5. Mit der Ausführung und Anordnung aller 
zu dem Konvertirungsgeſchäft erforderlichen Maßregeln 
wird die General⸗Direktion beauftragt. 

Dieſelbe beſtimmt, zu welcher Zeit und in welchen 
Summen die Auslooſung und Kündigung der 3½ 
prozentigen Pfandbriefe, die Einſtellung der Ausgabe 
dieſer Pfandbriefe und demnächſt die Ausfertigung der 
3prozentigen Pfandbriefe erfolgen ſoll. 

§ 6. Auch bleibt ihr überlaſſen, die 3¼ pro⸗ 
zentigen Pfandbriefe durch Ankauf oder — ſoweit deren 
Inhaber dazu bereit ſind — durch Austauſch gegen 
die entſprechenden Zprozentigen Pfandbriefe und er- 
forderlichen Falls durch Zuzahlung einer Prämie zu 
beſchaffen. 

Zu dieſem Austauſch können auch die 3½ pro⸗ 
zentigen Pfandbriefe mit folgendem darauf zu ſtem— 
pelndem Vermerke: 

„Gilt für einen Zprozentigen Weſtpreußiſchen 

Pfandbrief J. Serie (bezw. II. Serie) gleichen 

Betrages“ 
bis zur Fertigſtellung der letzteren als Interimsſcheine 
verwendet werden. 

Die Höhe der Prämie iſt vorher nach Lage der 
Geldmarktverhältniſſe von der General-Direktion zu 
beſtimmen, welche allein und endgültig darüber zu ent⸗ 
ſcheiden hat. 

§ 7. Zur Durchführung des Konvertirungs— 
geſchäftes wird die General-Direktion ermächtigt: 

a) die Guthaben der betheiligten Pfandbriefsſchuldner 
am Tilgungsfonds — § 118—121 Th. I rev. 
Landſch-Regl., § 2 und 3 des Negulativs vom 
10. Mai 1886 und $ 14 des Negulativs vom 
15. Mai 1868 — zu verwenden; 

Viscchüſſe aus dem Eigenthümlichen (SS 116, 
117, 122 Th. 1 rev. Landſch.⸗Regl.) und dem 
Sicherheitsfonds der Landſchaft zu entnehmen; 
e) die an Stelle der gekündigten, nicht konvertirten 
und daher baar einzulöſenden 3½ prozentigen 
Pfandbriefe ausgefertigten 3prozentigen Pfand⸗ 
briefe zur Beſchaffung der Einlöſungsvaluta zu 
veräußern; 

endlich zur Ausführung des Konvertirungsgeſchäftes 
geeignete Verträge jeder Art für die Landſchaft 
abzuſchließen. 

§ 8. Sämmtliche durch das Konvertirungs— 
geſchäft entſtandenen Koſten bezw. die von der General⸗ 
direktion zur Deckung derſelben aus den landſchaftlichen 
Fonds geleiſteten Vorſchüſſe ſind von den dabei be- 
theiligten Beſitzern nebſt Zinſen zu erſtatten. 

Die Geſammtſumme derſelben wird nach Ver⸗ 
hältniß der einzelnen konvertirten bezw. umgeſchriebenen 
3½ prozentigen Pfandbriefsanleihen auf die betreffen: 
den Güter vertheilt. 

§ 9. Zur Erſtattung der hiernach auf das ein- 
zelne Gut treffenden Vorſchüſſe iſt von jedem der be⸗ 


ih 


— 


I, 
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theiligten Güter das durch die Konvertirung gewonnene 
/a Prozent Zinſen von der ganzen Anleihe bis zur 
vollſtändigen Ausgleichung ſeines Kontos zu erheben, 
ſoweit ſein Guthaben am Tilgungsfonds nicht aus— 
reicht. 

$ 10. Erſt nach Erſtattung der auf fein Gut 
vertheilten Vorſchüſſe nebſt Zinſen durch dieſe Beiträge 
(§ 9), oder durch ihm jeder Zeit freiſtehende größere 
Abſchlagszahlungen iſt der einzelne Beſitzer berechtigt, 
Ermäßigung der Zinfen ſeiner Pfandbriefsſchuld auf 
3 Prozent und die Einwilligung zur Löſchung des 
Mehrbetrages im Grundbuche von der Landſchaft zu 
verlangen. 

§ 11. Die General-⸗Direktion iſt berechtigt, nach 
Verhältniß der zu konvertirenden bezw. zu kündigenden 
Summe 3½ prozentiger Pfandbriefe für die betheiligten 
Güter 3 prozentige ausfertigen zu laſſen. 

Dieſelben ſind auf Vorlegung einer Beſcheinigung 
der General-Direktion, 

daß dieſe Pfandbriefe nur in Gemäßheit dieſes 

Regulativ's verwendet und daher nur zum Ein⸗ 

tauſch oder zur Einlöſung der zu konvertirenden 

bezw. zu kündigenden 3 ½ prozentigen Pfandbriefe 
herausgegeben werden ſollen, 
und der Hypothekenurkunde über die 3 ½ prozentige 
Anleihe von dem Syndikus der Departements-Direktion 
zu beglaubigen, dieſes auch von demſelben und dem 
Departements-Direktor auf der Hypothekenurkunde zu 
vermerken. 

Nach Einlöfung der 3 ½ prozentigen Pfandbriefe 
ſind dieſelben den vorbezeichneten Beamten zur Kaſſation 
und Abſchreibung auf der Hypothekenurkunde vorzulegen. 

§ 12. Die Form und Wirkung der Kündigung 
beſtinunt ſich nach der Allerhöchſten Kabinetsordre vom 
11. Juli 1838 (Geſ. Samml. Seite 365 und 368), 
jedoch bedarf es nicht einer beſonderen Bekanntmachung 
der Kündigung an die Präſentanten der Koupons zu 
den gekündigten Pfandbriefen. 

Marienwerder, den 30. Mai 1896. 


L. 8. 
Königl. Weſtpreußiſche General-Landſchafts-Direktion. 


gez. Wehle. 
Anlage I. 
Pfandbrief J. Serie. 
Etz 0 8 Mer 8 8 Mark. 


Der Weſtpreußiſchen Landſchaft privilegirter Pfand⸗ 
Brief 1. Serie 

über ... Mark 
Deutſcher Reichswährung, verzinslich zu drei Prozent 
jährlich, unkündbar von Seiten des Inhabers, fundirt 
auf eine Hypothek für einen gleichen Betrag und auf 
die Garantie der zu der Weſtpreußiſchen Landſchaft 
verbundenen Güter. 

a ‚den... ten 18 
Königl. Weſtpreußiſche Provinzial⸗Landſchafts⸗Direktion. 
(Siegel der Direktion.) (Unterſchrift des Direktors.) 

Nach Einſicht der entſprechenden Hypotheken 
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Urkunde beglaubigt von dem Syndikus der Königlichen 
Weſtpreußiſchen Provinzial⸗Landſchafts⸗Direktion. 
n ee 
(Siegel 
Eingetragen in das Pfandbriefs⸗Regiſter für die 
Pfandbriefe 1. Serie Blatt Nr. 
(Unterſchrift des Sekretärs.) 
FP Mark. 
Von dem 
Weſtpreußiſchen Pfandbriefe 1. Serie Litt r. 
Nr. .. . über .. Mark Kapital werden hierauf an 
halbjährlichen Zinſen gezahlt .. .. Mark bei ſämmt⸗ 
lichen Weſtpreußiſchen Landſchafts⸗Kaſſen und bei deren 
Agenturen von % de, e Tg 
Weſtpreußiſche General-Landichafts: Direktion 
zu Marienwerder. 
(Stempel.) 
(Facſimile des General-Landſchafts⸗Direktors.) 
Dieſer Koupon wird ungültig, wenn deſſen Be— 


150 ficht eis zn; . erhoben wird. 
Talon. 

Zu dem Pfandbriefe der Weſtpreußiſchen Landſchaft 

Fr über .. .. Mark 


ſoll dem Präſentanten dieſes Talons die neue Koupon⸗ 
Serie auf die Jahre von Weihnachten 18 .. bis 
Johannis 18 .. bei der Weſtpreußiſchen General: 
Landſchafts⸗Direktion zu Marienwerder im Johannis⸗ 
Zinſen⸗Auszahlungs-Termin 18 . . ausgereicht werden. 

Falls der Pfandbrief Inhaber dagegen vorher 
Widerſpruch erhebt, erfolgt an dieſen die Ausreichung 
der neuen Koupons-Serie. 

Das Porto für die Einſendung des Talons und 


„halbjährlichen Zinſen gezahlt . . 


po 


Nach Einfiht der entſprechenden Hypotheken— 
urkunde beglaubigt von dem Syndikus der Königlichen 
Weſtpreußiſchen Provinzial⸗Landſchafts⸗Direktion 

zu den .. ten . 
(Siegel des Syndikus.) (Unterſchrift des Syndikus.) 

Eingetragen im Landſchafts-Regiſter für Pfand⸗ 

biete il Serie, Blatt r, 
(Unterſchrift des Sekretärs.) 


R D Mark 
Von dem 
Weſtpreußiſchen Pfandbriefe II. Serie Litt r.... 
Nr. .. über ... Mark Kapital werden hierauf an 


Mark bei ſäumtt⸗ 
lichen Weſtpreußiſchen Landſchafts⸗Kaſſen und bei deren 
Agenturen vom bis „ 

Weſtpreußiſche General-Landſchafts-Direktion 

zu Marienwerder. 
(Stempel.) 

(Facſimile des General-Landfchafts: Direktors.) 
Dieſer Koupon wird ungültig, wenn deſſen Be— 
trag nicht bis zum . erhoben wird. 


e WEI ni ee oe 


Talon. 
Zu dem Pfandbriefe der Weſtpreußiſchen Landſchaft, 
evie 
Freer Pliark 
ſoll dem Präſentanten vieles Talons die neue Koupons 
Serie auf die Jahre von Weihnachten 18 .. bis 
Johannis 18 .. bei der Weſtpreußiſchen General: 
Landſchafts⸗Direktion zu Marienwerder im Johannis⸗ 
Zinſen Auszahlungs⸗Termine 18 . . ausgereicht werden. 


für die Ausreichung der neuen Koupons Serie trägt Falls aber der Pfandbrief-Inhaber dagegen vorher 
die Landſchaft, jedoch nur bei Werthsangaben bis zu Widerſpruch erhebt, erfolgt an dieſen die Ausreichung 
600 Mark für ſämmtliche ſich in einer Hand befindende der neuen Koupons-Serie. 

Talons. Koupons-Sendungen mit höherer Werths— Das Porto für die Einſendung des Talons und 
angabe geſchehen nur auf Antrag und Koſten des für die Ausreichung der neuen Koupons-Serie trägt 
Talon⸗Inhabers. Letzterer trägt in allen Fällen die die Landſchaft, jedoch nur bei Werthsangaben bis zu 
mit der Ueberſendung der Konpons verbundene Gefahr. 600 Mark für ſämmtliche ſich in einer Hand befindende 


Weſtpreußiſche General-Landſchafts-Direktion 
zu Marienwerder. 
’ (Stempel.) 
(Facſimile des General-Landſchafts-Direktors.) 
Aulage II. 
Pfandbrief II. Serie. 
Littr Nr Mark 
der Weſtpreußiſchen Landſchaft privilegirter 
Pfandbrief II. Serie 
E er Mark 
Deutſcher Reichswährung, verzinslich zu drei Prozent 
jährlich, unkündbar von Seiten des Inhabers, fundirt 
auf eine Hypothek für einen gleichen Betrag und auf 
einen Sicherheitsfonds in Gemäßheit der unterm 15. Mai 
ie und 10. Mai 1886 Allerhöchſt beſtätigten Re- 
ative. 


Lens den .. ten 18 
Konigl. Weſtpreußiſche Provinzial⸗LandſchaftsDirektion. 
Siegel der Direktion.) (Facſimile des Direktors.) 


„„ Viel... ll. 0 0er 


Talons. Koupons-Sendungen mit höherer Werths— 
angabe geſchehen nur auf Antrag und Koſten des Talon— 
Inhabers. Letzterer trägt in allen Fallen die mit der 
Ueberſendung der Koupons verbundene Gefahr. 
Weſtpreußiſche General-Landſchafts-Direktion 
zu Marienwerder. 
(Stempel.) 
(Facſimile des General-Landſchafts⸗Direktors.) 
Statut 
für die Dränage-Genoſſenſchaft Kappe-Lanken 
zu Kappe im Kreiſe Flatow. 


§ 1. Die Eigenthümer der dem Meliorations⸗ 
gebiete angehörigen Grundſtücke in den Gemeinde Be⸗ 
zirken Kappe und Lanken werden zu einer Genoſſen⸗ 
ſchaft vereinigt, um den Ertrag dieſer Grundſtücke nach 


. . Maßgabe des Meliorationsplans des Meliorations⸗ 


Bauinſpektors Fahl vom 4. Mai 1894 und des Koſten⸗ 
anſchlages vom 7. April 1896, unter Ausſcheidung des 


auf die Regulirung des Mößegrabens bezüglichen Ab- 
ſchnittes, durch Entwäſſerung zu verbeſſern. 

Das Meliorationsgebiet iſt auf der ein Zubehör 
des Meliorationsplanes bildenden Karte des Meliorations⸗ 
Bauinſpektors Fahl vom 4. Mai 1894 dargeſtellt, da⸗ 
ſelbſt mit einer Begrenzungslinie in grüner Farbe be⸗ 
zeichnet und bezüglich der betheiligten Beſitzſtände der 
Genoſſenſchafts⸗Mitglieder in den zugehörigen Regiſtern 
ſpeziell nachgewieſen. 

Karte und Regiſter werden mit einem auf das 
Datum des genehmigten Statuts Bezug nehmenden 
Beglaubigungs⸗Vermerk verſehen und bei der Aufſichts⸗ 
behörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. 

Abänderungen des Meliorationsprojekts, welche 
im Laufe der Ausführung ſich als erforderlich heraus⸗ 
ſtellen, können vom Genoſſenſchafts⸗Vorſtande beſchloſſen 
werden. Der Beſchluß bedarf jedoch der Genehmigung 
der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. 

Vor Ertheilung der Genehmigung ſind diejenigen 
Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die ver⸗ 
änderte Anlage berührt werden. 

$ 2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen „Drä⸗ 
nagegenoſſenſchaft Kappe Lanken“, und hat ihren Sitz 
in Kappe. 

§ 3. Die Koſten der Herſtellung und Unterhal— 
tung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von der 
Genoſſenſchaft getragen. 

§ 4. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden unter 
Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß des Vor⸗ 
ſtandes angenommenen Meliorations⸗Technikers in der 
Regel in Akkord ausgeführt und unterhalten. Indeſſen 
können die Arbeiten nach Beſtimmung des Vorſtandes 
in Tagelohn gegeben werden. Der mit der Aufſicht 
betraute Techniker hat das Bauprogramm aufzuftellen, 
die für die Verdingung erforderlichen Unterlagen zu 
beſchaffen und zur Genehmigung vorzulegen, überhaupt 
alle für das zweckmäßige Ineinandergreifen der Arbeiten 
nothwendigen Maßregeln rechtzeitig anzuregen und vor- 
zubereiten, die Ausführung zu leiten und die für Aende— 
rungs⸗ und Ergänzungsanträge, für Abſchlagszahlungen 
und für die Abnahme erforderlichen Unterlagen anzu⸗ 
fertigen. Die Wahl des Technikers, der mit demſelben 
abzuſchließende Vertrag und die Bedingungen für die 
Vergebung der Hauptarbeiten unterliegen der Zuſtim⸗ 
mung des Meliorationsbaubeamten. Auch im Uebrigen 
hat der Vorſtand in techniſchen Angelegenheiten während 
der Bauausführung den Rath des Meliorationsbau⸗ 
beamten einzuholen und zu berückſichtigen. Nach Be⸗ 
endigung der Ausführung hat der Meliorationsbau⸗ 
beamte die Anlagen abzunehmen und feſtzuſtellen, ob 
das Unternehmen zweck- und planmäßig, bezw. mit den 
von der Aufſichtsbehörde genehmigten Aenderungen aus⸗ 
geführt iſt. 

Sollten hierbei Koutrollmeſſungen erforderlich ſein, 
ſo ſind dieſelben unter Leitung des Meliorationsbau⸗ 
beamten von vereideten Landmeſſern vorzunehmen; die 
Koſten dieſer Aufmeſſungen ſind von der Genoſſenſchaft 
zu tragen. 
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§ 5. Das Verhältniß, in welchem die einzelnen 
Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizutragen haben, 
richtet ſich nach der Größe der dränirten Flächen. 

Zur Feſtſetzung dieſes Beitrags⸗Verhältniſſes wird 
ein Kataſter aufgeſtellt, in welchem die einzelnen Grund⸗ 
ſtücke ſpeziell aufgeführt werden. 

$ 6. Nach vorgängiger ortsüblicher Bekannt: 
machung in den Gemeinden, deren Bezirk dem Ge⸗ 
noſſenſchaftsgebiete ganz oder theilweiſe angehört und 
nach erfolgter Veröffentlichung dieſer Bekanntmachung 
wird das Genoſſenſchaftskataſter vier Wochen lang zur 
Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers 
ausgelegt. Abänderungs⸗ Anträge müſſen innerhalb 
dieſer Friſt ſchriftlich bei dem Vorſteher angebracht 
werden. Nach Ablauf der Friſt hat der Vorſteher die 
bei ihm ſchriftlich eingegangenen Abänderungs-⸗Anträge 
der Aufſichtsbehörde vorzulegen. Die Letztere, beziehungs⸗ 
weiſe deren Kommiſſar, läßt unter Zuziehung der Be⸗ 
ſchwerdeführer und eines Vertreters des Vorſtandes 
die erhobenen Reklamationen durch die von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde zu bezeichnenden Sachverſtändigen unter⸗ 
ſuchen. Mit dem Ergebniß der Unterſuchung werden 
die Beſchwerdeführer und der Vertreter des Vorſtandes 
von dem Kommiſſar bekannt gemacht. Sind beide 
Theile mit dem Gutachten einverſtanden, ſo wird das 
Kataſter demgemäß feſtgeſtellt, andernfalls ſind die Ver⸗ 
handlungen der Aufſichtsbehörde zur Entſcheidung ein⸗ 
zureichen. Die bis zur Mittheilung des Ergebniſſes 
der Unterſuchung entſtandenen Koſten ſind in jedem 
Falle von der Genoſſenſchaft zu tragen. Wird eine 
Entſcheidung erforderlich, ſo ſind die weiter erwachſen⸗ 
den Koſten dem unterliegenden Theile aufzuerlegen. 

Sobald das Bedürfniß für eine Reviſion des 
feſtgeſtellten oder berichtigten Kataſters vorliegt, kann 
dieſelbe von dem Vorſtande beſchloſſen oder von der 
Aufſichtsbehörde angeordnet werden. Das Reviſions⸗ 
verfahren richtet ſich nach den für die Feſtſtellung des 
Kataſters gegebenen Vorſchriften. 

§ 7. Im Falle einer Parzellirung find die Ge⸗ 
noſſenſchaftslaſten nach dem in dieſem Statut vorge: 
ſchriebenen Betheiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
auf die Trennſtücke verhältnißmäßig zu vertheilen. 
Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb 
zweier Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 
zuläſſig. 

§ 8. Die Genoſſen find verpflichtet, die Beiträge 
in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Terminen 
zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei verſäumter 
Zahlung hat der Vorſteher die fälligen Beträge bei⸗ 
zutreiben. 

§ 9. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung der 
nach dem Meliorationsplane in Ausſicht genommenen 
Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unterhaltung, 
ſoweit ſein Gkundſtück davon vorübergehend oder dauernd 
betroffen wird, gefallen zu laſſen. 

Darüber, ob und zu welchem Betrage dem ein⸗ 
zelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der ihm 
aus der Anlage erwachſenden Vortheile, eine Ent⸗ 


ſchädigung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein Genoſſe 
mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen ſollte, das 
nach Vorſchrift dieſes Statuts zu bildende Schieds⸗ 
gericht mit Ausſchluß des Rechtsweges. 

§ 10. Bei Noſtimmungen hat jeder beitrags⸗ 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im Uebrigen 
richtet ſich das Stimmverhältniß nach dem Verhältniſſe 
der Theilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten, und zwar 
in der Weiſe, daß auf 1 bis 3 Hektar 2 Stinnnen, 
auf 3 bis 10 Hektar 3 Stimmen, auf 10 bis 20 Hektar 
4 Stimmen, und auf je weitere volle 10 Hektar eine 
weitere Stimme entfallen. 

Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vorſtande 
zu entwerfen und nach vorgängiger öffentlicher Be— 
kanntmachung der Auslegung vier Wochen lang zur 
Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers 
auszulegen. Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte 
ſind an keine Friſt gebunden. 

§ 11. Der Genoſſenſchafts-Vorſtand beſteht aus: 

a) einem Vorſteher, 
b) zwei Repräſentanten der Genoſſenſchafts-Mit⸗ 
glieder. 

Von den Mitgliedern des Genoſſenſchaftsvor⸗ 
ſtandes muß einer in Kappe, einer in Lanken ſeinen 
Wohnſitz haben. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumniß 
erhält jedoch der Vorſteher eine jährliche, von der 
Generalverſammlung feſtzuſetzende Entſchadigung. 

In Behinderungsfällen wird der Vorſteher durch 
den an Lebenszeit älteſten Repräſentanten vertreten. 

Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt zwei Stell: 
vertretern werden von der Generalverſammlung auf 
5 Jahre nach abſoluter Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gewählt. Die Wahl des Vorſtehers bedarf 
der Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 

Wählbar iſt jeder Genoſſe, welcher den Beſitz der 
bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechtskräftiges Er: 
kenntniß verloren hat. Die Wahl der Vorſtandsmit⸗ 
glieder wie der Stellvertreter erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jedes Mitglied. Wird im erſten 
Wahlgange eine abſolute Stimmenmehrheit nicht er⸗ 
reicht, ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen 
beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten 
haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das vom 
Vorſitzenden zu ziehende Loos. 

Im Uebrigen gelten die Vorſchriften für Ge: 
meindewahlen. 

$ 12. Die Gewählten werden von der Aufſichts⸗ 
behörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
deren Stellvertreter dient das von der Aufſichtsbehörde 
aufgenommene Verpflichtungsprotokoll. 

Soll der Stellvertreter ſich darüber ausweiſen, 
daß der Fall der Stellvertretung eingetreten iſt, ſo 
dient dazu ein Zeugniß der Aufſichtsbehörde. 

Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter Vorſitz 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht hat wie die 
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Repräſentanten und deſſen Stimme im Falle der 
Stimmengleichheit entſcheidet. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es 
erforderlich, daß die Repräſentanten unter Angabe der 
Gegenſtände der Verhandlung geladen und daß mit 
Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens zwei Drittel der 
Vorſtandsmitglieder anweſend ſind. Wer am Erſchei⸗ 
nen verhindert iſt, hat dies unverzüglich dem Vorſteher 
anzuzeigen. Dieſer hat alsdann einen Stellvertreter 
zu laden. 

8 13. Soweit nicht in dieſem Statute einzelne 
Verwaltungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der General⸗ 
verſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher die 
ſelbſtſtandige Leitung und Verwaltung aller Angelegen⸗ 
heiten der Genoſſenſchaft. 

Insbeſondere liegt ihm ob: 

a) die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen 
nach dem feſtgeſtellten Meliorationsplan zu ver⸗ 
anlaſſen und zu beaufſichtigen; 

b) über die Unterhaltung der Anlagen, die Graben⸗ 
räumung mit Zuſtimmung des Vorſtandes die 
nöthigen Anordnungen zu treffen und die etwa 
erforderlichen Ausführungsvorſchriften zu erlaſſen; 

e) die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge auszu⸗ 
ſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf die 
Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung min⸗ 
deſtens zweimal jährlich zu revidiren; 

d) die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem Vor⸗ 
ſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vorzulegen; 

e) die Genoſſenſchaft nach Außen zu vertreten, den 
Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen 
und die Urkunden derſelben zu unterzeichnen. 
Zur Abſchließung von Verträgen hat er die Ge⸗ 
nehmigung des Vorſtandes einzuholen. Zur 
Gültigkeit der Verträge iſt dieſe Genehmigung 
nicht erforderlich; 

1) die nach Maßgabe dieſes Statuts und der Aus⸗ 
führungsvorſchriften von ihm angedrohten und 
feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, die den Betrag von 
30 Mark jedoch nicht überſteigen dürfen, zur 
Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 

$ 14. Die genoſſenſchaftlichen Anlagen ſind 
in regelmäßige Schau zu nehmen, die alljährlich wenigſtens 
einmal und in den erſten 5 Jahren nach der Banaus⸗ 
führung jährlich zwei Mal, im Frühjahr und im Herbſt, 
ſtattzufinden hat. Die Schau wird durch den Vor⸗ 
ſteher geleitet. Die übrigen Vorſtandsmitglieder find 
zur Theilnahme an der Schau einzuladen. Der Schau⸗ 
termin iſt rechtzeitig, möglichſt 4 Wochen vorher, der 
Aufſichtsbehörde und dem zuſtändigen Meliorations⸗ 
baubeamten anzuzeigen, welche befugt ſind, an den 
Schauen theilzunehmen. Die von ihm gemachten Vor⸗ 
ſchläge ſind zu beachten. Das Ergebniß der Schau iſt 
in einem Protokolle, für deſſen Aufbewahrung der Vor⸗ 
ſteher zu ſorgen hat, niederzulegen. Die Aufſichts⸗ 
behörde iſt befugt, erforderlichenfalls die nach techniſchem 
Ermeſſen zur Unterhaltung der im Projekte vorgeſehe⸗ 
nen oder ſtatutenmäßig beſchloſſenen Anlagen noth⸗ 
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wendigen Arbeiten im Zwangswege auf Koſten der 
Genoſſenſchaft zur Ausführung zu bringen. Ueber Be⸗ 
ſchwerden gegen die bezüglichen Anordnungen der Auf- 
Aae entſcheidet der Regierungs-Präſident end⸗ 
gültig. 

8 15. Die Verwaltung der Kaſſe führt ein 
Rechner, welcher von dem Vorſtande auf drei Jahre 
gewählt und deſſen Remuneration vom Vorſtande feſt⸗ 
geſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit die 
Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter Dienft: 
führung anordnen. 

> 16. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
Genoſſen unterliegen: 

1) die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 

Stellvertreter; 

2) die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu gewährenden 

Eutſchädigung; 

3) die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell: 
vertreter; 
4) die Abänderung des Statuts. 

§ 17. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Aufſichts⸗ 
behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung 
erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimmliſte 
nach den Flächenaugaben des Grundſtücksregiſters des 
Genoſſenſchaftsgebiets aufzuſtellen hat. 

Die weiteren Generalverſaumlungen find in den 
geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (§ 60 des Geſetzes 
vom 1. April 1879), mindeſtens aber alle 5 Jahre 
durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen- 
ſtände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt zu 
machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft und außer— 
dem durch ortsübliche Bekanntmachung in denjenigen 
Geuzeinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiet 
ganz oder theilweiſe angehört. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens 2 Wochen liegen. 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die 
Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der 
Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 
Falle führt ſie, beziehungsweiſe der von ihr ernannte 
Kommiſſar, den Vorſitz. 

§ 18. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit⸗ 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigenthum an 
Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten 
oder über beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln beruhende 
Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genoſſen 
in ihren durch das Statut begründeten Rechten be: 
treffen, von dem Vorſteher unterſucht und entſchieden, 
ſoweit nicht nach Maßgabe dieſes Statuts oder nach 
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geſetzlicher Vorſchrift eine andere Inſtanz zur Ent⸗ 
ſcheidung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern es ſich nicht um eine der ausſchließlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit anderer Behörden . Angelegen⸗ 
heit handelt, jedem Theile die Anrufung der Ent⸗ 
ſcheidung eines Schiedsgerichts frei, welche binnen zwei 
Wochen, von der Bekanntmachung des Beſcheides an 
gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. 
Die Koſten des Verfahrens ſind dem unterliegenden 
Theile aufzuerlegen. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzen⸗ 
den, welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und aus 
zwei Beiſitzern. Die Letzteren werden nebſt zwei Stell⸗ 
vertretern von der Generalverſammlung nach Maßgabe 
der Vorſchriften dieſes Statuts gewählt. Wählbar iſt 
jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den 
öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mit⸗ 
glied der Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
jo iſt der Erſatzmann aus den gewählten Stellver⸗ 
tretern oder erforderlichen Falles aus den wählbaren 
Perſonen durch die Aufſichtsbehörde zu beſtimmen. 

§ 19. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen find unter der Bezeichnung: „Drä⸗ 
nage Genoſſenſchaft Kappe⸗Lanken zu Kappe“ zu erlaſſen 
und vom Vorſteher zu unterzeichnen. 

Die für die Oeffentlichkeit beſtinnnten Bekannt⸗ 
machungen der Genoſſenſchaft werden in das Kreis: 
blatt zu Flatow und die Flatower Zeitung aufge— 
nommen. 

§ 20. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer, im § 69 des Geſetzes vom 1. April 
1879 entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 
kann ſie auch als ein Akt der Vereinbarung auf den 
Antrag des Aufzunehmenden durch einen, der Zuſtim⸗ 
mung der Aufſichtsbehörde bedürftigen Vorſtandsbeſchluß 
erfolgen. 


Vorſtehendes Statut wird, nachdem die Betheiligten 
ihm zugeſtimmt haben, auf Grund des § 57 des 
Geſetzes vom 1. April 1879, betreffend die Bildung 
von Waſſergenoſſenſchaften, hiermit genehmigt. 

Berlin, den 3. Auguſt 1896. 

(L. S.) 
Der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
Im Auftrage: 
Sterneberg. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ꝛce. 


3) Der Herr Ober-Präſident hat dem Vorſtande 
des Vereins „Frauenwohl“ in Danzig die Erlaubniß 
ertheilt, daß bei Gelegenheit der im November und De⸗ 
zember dieſes Jahres daſelbſt ſtattfindenden Weihnachts⸗ 
meſſe zu Gunſten des Vereins eine Verlooſung von 
gewerblichen weiblichen Handarbeiten veranſtaltet wird 
und daß bis 3000 Looſe zum Preiſe von 0,50 Mark 


für das Loos in der Provinz Weſtpreußen ausgegeben 
und vertrieben werden. 
Marienwerder, den 20. Auguſt 1896. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


4) Der 14 Jahre alte Schuhmacherſohn Johann 
Golus aus Gollub, Kreis Brieſen, hat am 10. Juni 
d. J. den Schüler Sigismund Cyrklaff aus Gollub 
mit Muth und Entſchloſſenheit und nicht ohne eigene 
Lebensgefahr vom Tode des Ertrinkens in der Drewenz 
gerettet, was ich belobigend mit dem Bemerken zur 
öffentlichen Kenntniß bringe, daß ich dem Golus für 
dieſe That eine Prämie von 30 Mark bewilligt habe. 
Marienwerder, den 14. Auguſt 1896. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


5) Dem Regierungs⸗Aſſeſſor von Schwerin iſt an 
Stelle des dem Ober⸗Präſidium zu Danzig überwieſe⸗ 
nen Landrath Dr. Mieſitſcheck von Wiſchkau die 
Verwaltung des Landrathsamtes im Kreiſe Thorn über— 
tragen worden. 
Marienwerder, den 17. Auguſt 1896. 
Der Regierungs⸗Präſident. 

6) Die Wahl des Gerichts-Referendars Wilhelm 
Kuhr zum Bürgernteiſter der Stadt Hammerſtein auf 


die geſetzliche Amtsdauer von 12 Jahren iſt von mir 


beſtätigt. 
Marienwerder, den 17. Auguſt 1896. 
Der Regierungs-Präſident. 
7) Der für den Händler Kadi Bärwald in ro: 
janke zum Handel mit Baumwollenwaaren und rohen 
Produkten mit dem Steuerſatze von 18 Mark aus: 
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1896 iſt verloren gegangen und wird hiermit für 
ungültig erklärt. 

Marienwerder, den 14. Auguſt 1896. 

Königliche Regierung. 

Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forſten. 
8) Der für den Händler Rudolf Naphtali in 
Graudenz zum Handel mit leinen, baumwollenen und 
wollenen Waaren mit dem Steuerſatze von 36 Mark 
ausgefertigte Wandergewerbeſchein Nr. 429 des Jahres 
1896 iſt verloren gegangen und wird hiermit für 
ungültig erklärt. 

Marienwerder, den 20. Auguſt 1896. 

Königliche Regierung, 
N g für directe Steuern, Domänen und Forſten. 
Bekanntmachung. 

Für die in der nachſtehenden Zuſammenſtellung 
näher bezeichneten Ausſtellungsgegenſtände wird eine 
Frachtbegünſtigung in der Weiſe gewährt, daß nur für 
die Hinbeförderung die volle tarifmäßige Fracht be⸗ 
rechnet wird, die Rückbeförderung an die Verſandſtation 
und den Ausſteller aber innerhalb der angegebenen 
Zeit frachtfrei erfolgt, wenn durch Vorlage des ur— 
ſprünglichen Frachtbriefes oder des Duplikatbeförderungs⸗ 
ſcheines für den Hinweg, ſowie durch eine Beſcheinigung 
der dazu ermächtigten Stelle nachgewieſen wird, daß 
die Gegenſtände ausgeſtellt geweſen und unverkauft 
geblieben find. 

In den urſprünglichen Frachtbriefen bezw. Dupli⸗ 
kat⸗Beförderungsſcheinen für die Hinſendung iſt aus⸗ 
drücklich zu vermerken, daß die mit denſelben auf⸗ 
gegebenen Sendungen durchweg aus Ausſtellungsgut 


gefertigte Wandergewerbeſchein Nr. 504 des Jahres 


beſtehen. 


Zur Ausfer“ 
tigung der | Die Rückbe⸗ 


Die Frachtbegünſtigung 
wird gewährt 


Art der Ausſtellung. Ort. Zeit. Beſcheini⸗ | förderung 
auf den gung find muß erfolgen 
| | für Strecken der ermächtigt: 

1. Ausſtellung von Hof-] Inſterburg pom 20. bis! Thiere und Preuß. Staats] Aus: 4 Wochen nach 
Nutz- und Ziergeflügel, 23. Novbr. | Gegenftände bahnen ſtellungs⸗ | Schluß der 
Kaninchen 2c. KERRY Kommiſſion.] Ausſtellung 

2. Ausſtellung für Bienen Marsberg vom 2. bis desgl. desgl. desgl. desgl. 
zucht 3. Auguſt 

DS: 
3. Obſtbau-Ausſtellung Osnabrück vom 25. bis) Gegeuſtände desgl. desgl. desgl. 


27. Septbr. 
DES. 
Danzig, den 19. Auguſt 1896. 
Vorleſungen 
für das Studium der Landwirthſchaft an der 
Univerſität Halle. 
Das Winter⸗Semeſter beginnt am 15. Oktober 1896. 


10) 


Von den für das Winterſemeſter 1896/97 ans 
gezeigten Vorleſungen der hieſigen Univerſität ſind für 
die Studirenden der Landwirthſchaft folgende hervor 
zuheben: 


Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 


a, In Rückſicht auf fachwiſſenſchaftliche und ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftliche Bildung. 

Einleitung in das Studium der Landwirthſchaft: 
Geh. Ober⸗Neg.⸗Rath Prof. Dr. Kühn. — Allgemeine 
Ackerbaulehre: Derſelbe. — Allgemeine Thierzuchtlehre: 
Derſelbe. — Spezielle Thierzuchtlehre: Geh. R.⸗R. 
Prof. Dr. Freytag. — Landwirthſchaftliche Buchführung 
und Abſchätzungslehre: Derſelbe. — Molkereiweſen: 
Prof. Dr. Albert. — Ueber Milch-, Maſt- und Zug: 
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viehhaltung mit praktiſchen Uebungen im Werthſchätzen 
der Thiere: Derſelbe. — Forſtwiſſenſchaft: Profeſſor 
Dr. Ewald. — Feldgärtnerei, Obſt⸗ und Weinbau: 
Obſtbaulehrer Müller. — Landwirthſchaftliche Handels⸗ 
wiſſenſchaft: Landes⸗Oekonomierath von Mendel⸗Stein⸗ 
fels. — Grundzüge der Thier⸗Anatomie und Phyſio⸗ 
logie: Prof. Dr. Pütz. — Ueber die wichtigſten inneren 
Thier⸗Krankheiten mit beſonderer Berückſichtigung der 
Seuchen und Heerde-Krankheiten und der auf Menſchen 
übertragbaren Thier Krankheiten: Derſelbe. — Ueber 
die Hufe der Arbeitsthiere: Derſelbe. — Landwirth⸗ 
ſchaftliche Maſchinen⸗ und Geräthekunde: Profeſſor 
Dr. Lorenz. — Drainage und Wieſenbau: Derſelbe. 
— Entwerfen kulturtechniſcher Anlagen: Derſelbe. — 
Landwirthſchaftliche Baukunde: Reg.⸗Baumeiſter Knoch. 
— Experimentalchemie: Geh. NR. Prof. Dr. Volhard 
Chemiſches Colloquium: Derſelbe. — Allgemeine Chemie: 
Profeſſor Dr. Erdmann. — Chemie der menſchlichen 
Nahrungs- und Genußmittel: Dr. Baumert. — Agri⸗ 
kultur⸗Chemie, 1. Theil (die Naturgeſetze der Ernährung 
der landwirthſchaftlichen Kulturpflanzen): Geh. R.⸗R. 
Prof. Dr. Märcker. — Technologie der Kohlehydrate 
1. Theil (Zucker- und Spiritusfabrikation): Derſelbe. 
— Technologie der Kohlehydrate, 2. Theil (Stärke⸗ 
fabrikation, Brauerei, Apfelweinbereitung): Dr. Cluß. 
Ausgewählte Kapitel über die Zubereitung und Kon⸗ 
ſervirung von Futtermitteln: Derſelbe. — Experimental⸗ 
phyſik, 1. Theil (Mechanik, Akuſtik, Wärme): Prof. 
Dr. Dorn. — Ausgewählte Kapitel der Elektrotechnik: 
Prof. Dr. Schmidt. — Anwendung der Mathematik 
auf naturwiſſenſchaftliche Unterſuchungen: Derſelbe. — 
Geſteinslehre als Grundlage der Bodenkunde: Geh. 
R.⸗R. Prof. Dr. von Fritſch. — Mineralogie: Prof. 
Dr. Lüdecke. — Techniſche Geologie: Derſelbe. — 
Anatomie und Phyſiologie der Pflanzen: Profeſſor 
Dr. Kraus. — Ueber die pflanzliche Zelle: Profeſſor 
Dr. Zopf. — Pflanzengeographie: Dr. A. Schulz. — 
Ausgewählte Abſchnitte aus der Biologie der Gewächſe: 
Derſelbe. — Elemente der Zoologie: Profeſſor Dr. 
Grenacher. — Naturgeſchichte der Inſekten: Profeſſor 
Dr. O. Taſchenberg. — Bau und Leben der Zelle als 
Einführung in die allgemeine Anatomie und Phyſio⸗ 
logie der Pflanzen und Thiere: Dr. Brandes. — 
Phyſiologie der vegetativen Prozeſſe: Prof. Dr. Bern⸗ 
ſtein. — Nationalökonomie, 1. theoretiſcher Theil: 
Geh. R.⸗R. Profeſſor Dr. Conrad. — Geſchichte der 


Nationalökonomie: Derſelbe. — Finanzwiſſenſchaft: 
Derſelbe. — Praktiſche Nationalökonomie: Profeſſor 
Dr. Diehl. — Allgenteine Staatslehre: Prof. Dr. 


Friedberg. — Die Sozial⸗Geſetzgebung des Deutſchen 
Reiches (Gewerbe: und Arbeiterverſicherungsrecht): Prof. 
Dr. Löning. — Handelsrecht: Geh. J.⸗R. Prof. Dr. 
Laſtig. — Landwirthſchaftsrecht: Prof. Dr. Arndt. 
b. In Rückſicht auf allgemeine Bildung, insbeſondere 
für Studirende höherer Semeſter. 
Vorleſungen aus dem Gebiete der Philoſophie, 
Pädagogik, Geſchichte, Literatur und ethiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaſten halten die Prof. Prof. Dr. Dr. Hayn, Erd⸗ 
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mann, Droyſen, Lindner, Ewald, Vaihinger, Uphues, 
Huſſerl, Kirchhoff, Herzberg, Sommerlad, Brode ꝛc. 
Theoretiſche und praktiſche Uebungen. 

Staatswiſſenſchaftliches Seminar: Geh. NR. 
Prof. Dr. Conrad. — Statiſtiſche Uebungen: Derſelbe. 
— Nationalökonomiſche Uebungen: Prof. Dr. Diehl. 
— Praktiſche Uebungen im chemiſchen Laboratorium: 
Geh. R.⸗R. Prof. Dr. Volhard und Prof. Dr. Döbner. 
— Phyſikaliſches Laboratorium: Prof. Dr. Dorn. — 
Mineralogiſches Praktikum für Anfänger: Profeſſor 
Dr. Lüdecke. — Paläontologiſche, geognoſtiſche und 
mineralogiſche Uebungen: Geh. R.⸗Re. Prof. Dr. von 
Fritſch. —Phytotomiſches Praktikum: Prof. Dr. Kraus. 
— Unterſuchungen im kryptogamiſchen Laboratorium: 
Prof. Dr. Zopf. — Pflanzendemonſtrationen in den 
Glashäuſern: Prof. Dr. Kraus. — Zoologiſche Uebungen: 
Prof. Dr. Grenacher. — Uebungen im landwirth⸗ 
ſchaftlich-phyſiologiſchen Laboratorium: Geh. Ober⸗R.⸗ 
R. Prof. Dr. Kühn. — Uebungen im Seminar für 
angewandte Naturkunde: Derſelbe. — Demonſtratio⸗ 
nen über landwirthſchaftliche Thierhaltung: Profeſſor 
Dr. Albert. — Praktiſche Demonſtrationen in der 
Thierklinik: Prof. Dr. Pütz. — Woll⸗Unterſuchungen 
und Beſtimmungen: Geh. R.-R. Prof. Dr. Freytag. 
— Technologiſche Exkurſionen und Demonſtrationen: 
Geh. R.⸗R. Prof. Dr. Märcker. — Techniſche Ex⸗ 
kurſionen und Demonſtrationen: Prof. Dr. Lorenz. — 
Demonſtrationen im praktiſchen Obſtbaumſchnitt und 
in der Obſtverwerthung: Obſtbaulehrer J. Müller. — 
Zeichnen, Malen und perſpektiviſches Zeichnen: Zeichen⸗ 
lehrer Schenck. — Reitunterricht: Reitlehrer Schreiber. 
— Tanzunterricht: Tanzlehrer Rocco. 

Nähere Auskunft ertheilt die durch jede Buch⸗ 
handlung zu beziehende Schrift: Das Studium der 
Landwirthſchaft an der Univerſität Halle, Dresden, 
Schönfeld'ſche Verlags-Buchhandlung. Briefliche An⸗ 
fragen wolle man an den Unterzeichneten richten. 

Halle a. S., im Auguſt 1896. 

Dr. Julius Kühn, 
Geh. Ober⸗Reg.⸗Rath, 
ordentl. öffentl. Profeſſor und Direktor 
des landwirthſchaftlichen Inſtituts der Univerſität. 
11) Polizei⸗Verorduung 
der Stadt Freyſtadt Weſtpr. 


Auf Grund der 85 5 und 6 des Geſetzes über 
die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 und des 
§ 143 des Geſetzes über die allgemeine Landesver⸗ 
waltung vom 30. Juli 1883 wird mit Zuſtimmung 
des Magiſtrats für den Polizei⸗Bezirk Freyſtadt nach⸗ 
ſtehende Polizei⸗Verordnung erlaſſen: 

J. Reinigungspflicht. 

§ 1. Jeder Eigenthümer oder Verwalter eines 
öffentlichen oder nicht öffentlichen Grundſtücks, mag 
ſolches bebaut ſein oder nicht, iſt verpflichtet, in der 
ganzen Vorderlänge und bei Eck-⸗Grundſtücken auch der 
Seitenlänge feines Grundſtücks den Bürgerſteig, Rinn⸗ 
ſtein und den Straßendamm ſtets rein zu halten und 
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zu dieſem Zwecke mindeſtens wöchentlich zwei Mal, 
Mittwochs und Sonnabends, vor Eintritt der Dunkel⸗ 
heit, außerdem aber auch an anderen Tagen, ſo oft 
es noththut, oder von der Polizei⸗Verwaltung durch 
öffentliche Bekanntmachung angeordnet wird, kehren 
und den Rinnſtein gleichzeitig reinigen und den zu⸗ 
ſammengekehrten Schmutz beſeitigen zu laſſen. Bei 
heißer und trockener Witterung muß vor dem Kehren 
der Straßen jo ausreichend mit Waſſer geſprengt wer: 
den, daß der Staub gelöſcht wird. 

§ 2. Bei Schneefall iſt der Bürgerſteig in der 
Breite von mindeſtens 1 Meter vom Schnee zu befreien. 
Bei Eintritt von Thauwetter muß das Eis aus den 
Rinnſteinen, von den Bürgerſteigen und vom Straßen⸗ 
damm entfernt, dem Waſſer Abfluß verſchafft und die 
zuſammengebrachte Eis⸗, Schnee⸗ und Schmutzmaſſe 
entfernt werden. Niemals darf Schmutz, Eis oder 
Schnee dem Nachbar⸗Grundſtück zugekehrt werden. 

Bei eintretender Glätte muß der Bürgerſteig von 
den zur Reinigung Verpflichteten mit Sand, Aſche, 
Sägeſpänen oder ſonſtigem zweckentſprechenden Material 
beſtreut werden. 

8 3. Der Markt⸗Platz, das iſt das Terrain (aus⸗ 
ſchließlich Bürgerſteige, Hälfte des Straßendammes), 
welches zwiſchen dem Häuſer⸗Viereck Marktſtraße 38 
bis 44 bezw. Marktſtraße 5 bis 11 liegt, wird ſtädtiſcher⸗ 
ſeits im vorſchriftsmäßigen Zuſtande gehalten. 

§ 4. Liegt ein Grundſtück an einer Straße, 
welche an einer Seite von öffentlichen Gewäſſern, Ab⸗ 
hängen ꝛc. begrenzt wird, ſo hat der Eigenthümer oder 
Verwalter die Reinigungs⸗Verpflichtung für die ganze 
Breite der Straße. 

II. Bauliche Anlagen. 

§ 5. Vor jeder Auffahrt hat der Eigenthümer 
des Grundſtücks den Rinnſtein auf Verlangen der 
Polizei⸗Verwaltung zu überbrücken und die Brücke 
dauernd zu unterhalten. 

§ 6. Niemand darf ohne vorherige polizeiliche 
Erlaubniß auf der Straße das Pflaſter aufnehmen, 
Erdreich ausheben, eine Ausbeſſerung, Erneuerung, 
Umpflaſterung oder ſonſtige Veränderung der Straße, 
des Bürgerſteiges oder Rinnſteines vornehmen, weder 
ein Schild, welches über die Hausflucht⸗Linie vorſpringt, 
noch einen dergleichen Vorhang anbringen, noch Bäume 
pflanzen oder wegnehmen. Thorwege und Thüren, 
ſowie Fenſterläden im Erdgeſchoß dürfen nicht nach 
außen über die Straßenfluchtlinie hinaus aufſchlagen. 

§ 7. Gruben oder Becken, welche zur Aufnahme 
von Dünger, Jauche oder ſonſtigem Unrath beſtimmt 
ſind, dürfen an öffentlichen Straßen, Wegen oder 
Plätzen nicht angelegt werden. Soweit dieſelben z. Z. 
vorhanden find, müſſen dieſelben nach Ermeſſen der 
Polizeibehörde entweder entfernt oder in einen völlig 
waſſerdichten Zuſtand verſetzt und in einem ſolchen 
unterhalten werden, ſodaß ein Durchſickern des Inhalts 
und ein Auslaufen deſſelben auf die Straße unmöglich 
iſt. Dieſelben müſſen ferner mit einem feſten Bohlen⸗ 
Belag vollſtändig zugedeckt werden. Dieſer Bohlen⸗ 
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Belag iſt ſo zu befeſtigen, daß er durch unbefugte Per⸗ 
ſonen nicht entfernt werden kann. Derſelbe darf von 
dem Beſitzer bezw. deſſen Beauftragten nur abgenommen 
werden, wenn es zur Füllung oder Entleerung der 
Grube ꝛc. erforderlich iſt. 
III. Sicherung von Geſundheit und 
Reinlichkeit. 

§ 8. Das Ausklopfen und Ausſchütten von 
Kleidungsſtücken, Decken und dergleichen auf der Straße 
oder aus den nach der Straße belegenen Fenſtern, das 
Ausgießen von Flüſſigkeiten oder das Hinauswerfen 
von feſten Körpern und von Unrath jeder Art auf die 
Straße iſt verboten. Ebenſowenig dürfen feſte Küchen⸗ 
abfälle, feſte Abgänge aus Gewerbe-Betrieben oder 
Fabriken, ferner Eis, Schnee, Scherben, Schutt, Kehricht, 
Müll, Dung, Urin, Koth oder ſonſtiger Unrath auf 
die Straße oder den Bürgerſteig oder in die Rinn⸗ 
ſteine oder in die Gardenga oder ſonſtige Gräben ge⸗ 
ſchüttet bezw. abgeleitet oder auf Wegen und Plätzen 
abgeladen werden, wie überhaupt jegliche Verunreini⸗ 
gung der Straßen und Winkel, der Wege und Waſſer⸗ 
laufe verboten iſt. 

Das Waſchen und Wäſcheſpülen an den 
öffentlichen Brunnen, Ankleben von Zetteln an die⸗ 
ſelben, Aufhängen von Wäſche, Fellen oder anderen 
Gegenſtänden an den Straßen-Fronten der Häuſer oder 
auf den Straßen und öffentlichen Plätzen iſt verboten. 

Das Ableiten des Haus- und Gebrauchswaſſers 
aus gewöhnlichen Hauswirthſchaften über den Bürger⸗ 
ſteig nach dem Straßenrinnſtein darf nur entweder 
durch unterirdiſche Leitungen oder durch ordnungsmäßig 
anzulegende, den Anforderungen der Polizeibehörde 
entſprechende und in gutem Zuſtande zu erhaltende 
Rinnen erfolgen. 

§ 10. Dünger, Jauche und andere übelriechende 
Flüſſigkeiten dürfen nur in vollkommen waſſerdichten 
Behältern fortgeſchafft und muß eine Verunreinigung 
der Straße durch Ueberlaufen oder Durchſickern ver⸗ 
mieden werden. Die Fortſchaffung von Schutt, Müll, 
Sand, Erde und ähnlichen Gegenſtänden darf nur in 
der Weiſe erfolgen, daß eine Verunreinigung der Straße 
vermieden wird. 

§ 11, Dünger, Jauche und andere übelriechende 
Gegenſtände dürfen auf der Straße nicht verladen 
werden. Das Herausbringen des Düngers auf die 
Straße einſchl. des Bürgerſteiges iſt nur zur Nachtzeit 
denjenigen Hausbeſitzern geſtattet, welche der Polizei 
nachweiſen, daß der Hofraum mit Wagen nicht zu: 
gänglich oder groß genug iſt, um auf demſelben Dünger⸗ 
wagen zu beladen. Der Dünger ꝛc. muß noch am 
ſelbigen Tage entfernt und die Straße gehörig durch 
Fegen und Spülen gereinigt werden. 

In der Zeit vom 1. April bis 1. Oktober darf 
die Fortſchaffung des Dunges ꝛc. unter Benutzung der 
Straße als Aufladeſtelle nur während der Nachtſtunden 
von 11 Uhr Abends bis 5 Uhr Morgens erfolgen. 

§ 12. Das Abfahren des Inhalts der Abtritts⸗ 
gruben und Abortsbehältniſſe und von Jauche, ſowie 
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das Abfahren oder Abbringen von ſonſtigen übel 
riechenden Gegenſtänden und Flüſſigkeiten, insbeſondere 
von rohen Fellen und Knochen, und ſelbſt die Aus⸗ 
raumung jener Gruben und Behältniſſe iſt nur zur 
Nachtzeit geſtattet. 

5 13. Jedes Haus im Stadtbezirk muß min- 
deſtens mit einem Aborte und einer zur Aufnahme der 
Fäkalien beſtimmten waſſerdichten Grube verſehen ſein. 

§ 14. Bauſchutt darf nicht von Häuſern herab⸗ 
geworfen werden. Beim Auf- und Abladen muß der 
ſich entwickelnde Staub durch Beſprengen mit Waſſer 
gelöſcht werden. 

§ 15. Das Auf und Abladen von Kohlen, Kalk 
und anderen ſtaubverurſachenden Gegenſtänden muß in 
vorſichtiger Weiſe geſchehen, daß Menſchen nicht dadurch 
beläſtigt werden. 
IV. Ordnung und Sicherung des Verkehrs. 

§ 16. Fuhrwerke müſſen beim Begegnen rechts 
ausweichen. Fuhrwerke dürfen während der Nacht nur 
mit polizeilicher Genehmigung auf der Straße und 
öffentlichen Plätzen ſtehen bleiben und müſſen während 
der Dunkelheit mit einer hellbrennenden Laterne ver— 
ſehen ſein, wenn das Fuhrwerk unbeaufſichtigt in einer 
dem Verkehr dienenden Straße ꝛc. ſteht. Verantwort⸗ 
lich für das Brennen der Laterne ſind die Führer und 
die Eigenthümer ſowie ferner die Beſitzer derjenigen 
Gaſthöfe, bei welchen die Inhaber fremder Fuhrwerke 
eingekehrt ſind. 

§ 17. Gegenſtände, welche den freien Verkehr 
behindern, insbeſondere Baumaterialien, dürfen auf den 
Bürgerſteigen oder dem Straßenkörper nicht gelagert 
werden. Ausnahmen kann die Polizei-Verwaltung auf 
vorhergehenden Antrag geſtatten, doch müſſen ſolche 
Gegenſtände bei eintretender Dunkelheit ausreichend 
beleuchtet werden. 

$ 18. Die Aufſtellung von Bauzäunen und Bau: 
gerüſten iſt nur mit polizeilicher Erlaubniß und unter 
der Bedingung hinreichender Beleuchtung zuläſſig. 

$ 19. Die Führer beſpannter Wagen dürfen 
dieſelben nur ausnahmsweiſe und nur auf kurze Zeit 
verlaſſen, jedoch nie, ohne zuvor die Pferde abgeſträngt 
und ſo befeſtigt zu haben, daß ſie nicht fortziehen oder 
fortlaufen und Bäume oder ſonſtige Anpflanzungen 
und Anlagen nicht beſchädigen können. 

§ 20. Jedes Haus muß an der Straßen -Seite 
mit einer Dachrinne und einem Abfall Rohr verſehen 
fein. Bei Neuanlagen oder Reparaturen muß Letzteres 
derartig eingerichtet werden, daß das Waſſer bis min⸗ 
deſtens 2) em Entfernung vom Erdboden geleitet wird 
und daß die Röhr-Oeffnung in ganz ſtumpfem Winkel 
zum Rohr ſteht und höchſtens 3 em hervorragt. 

V. Wahrung der Ruhe. 

§ 21. Das übermäßige Schreien und Rufen, 
Peitſchenknallen und Pfeifen in den Straßen iſt ver⸗ 
boten. 

$ 22. Es iſt verboten, Fuhrwerke, namentlich 


während der Nachtzeit, längere Zeit vor der Abfahrt 
anſpannen und auf der Straße ſtehen oder umher 
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fahren zu laſſen, da dadurch die nächtliche Ruhe geſtört 
wird. Die Fuhrwerke ſind bis zur Abfahrt im Stalle 
oder auf dem Hofe unterzubringen. Verantwortlich für 
die Befolgung dieſer Vorſchrift ſind die Führer und 
Beſitzer der Fuhrwerke. 
§ 23. Das Bellen der Hofhunde zur Nachtzeit 
in einer die Ruhe ſtörenden Weiſe hat der Beſitzer zu 
verhindern. 
VI. Ordnung des Wochenmarkt-Verkehrs. 
§ 24. Die Wochenmärkte finden hierſelbſt am 
Dienſtag und Freitag jeder Woche ſtatt. Fällt einer 
dieſer Tage auf einen Feiertag, ſo findet der Markt 
ain vorhergehenden Tage ftatt. 
§ 25. Gegenſtände des Wochenmarkt⸗Verkehrs 
dürfen nur an den von der Polizei Verwaltung be⸗ 
ſtinunten und etwa ſpäter zu beſtimmenden Plätzen 
feilgeboten bezw. gekauft werden. Sollten ſich dieſe 
Plätze an einzelnen Wochentagen als nicht ausreichend 
erweiſen, ſo haben die Verkäufer ſich behufs Anweiſung 
anderer Platze im Polizeibureau zu melden. 
§ 26. Als Verkaufsplätze im Sinne dieſer Ver⸗ 
ordnung gelten bis auf Weiteres: 
1) Der Marktplatz und die Marktſtraße von der 
Kirche bis zum Ende des Marktplatzes. 
2) Der Platz vor dem Kilian'ſchen Gaſthofe, dieſer 
jedoch nur für den Handel mit Schweinen. 
§ 27. Die Käufer haben beim Kauf jedes 
Vordrängen und Beiſeiteſtoßen anderer Perſonen zu 
vermeiden und dürfen den Verkäufern oder anderen 
Perſonen keine Waaren entreißen, bevor der Handel 
abgeſchloſſen iſt. 
§ 28. Während der Dauer des Wochenmarkt⸗ 
verkehrs dürfen Fuhrwerke nur auf dem Marktplatze 
reſp. den Ausſpannplätzen der Gaſtwirthſchaften, nie- 
mals auf der Straße vor den Gaſtwirthſchaften oder 
anderen Häuſern aufgeſtellt werden. 
V Allgemeine Beſtimmungen. 
§ 29. Jedes Haus muß mit der ihm zugetheilten 
Hausnummer verſehen ſein und muß dieſe Nummer 
vom Hauswirth beſchafft und ſtets deutlich erhalten 
werden. 
§ 30. Als Nachtzeit im Sinne dieſer Polizei⸗ 
Verordnung gilt die Zeit von 11 Uhr Abends bis 
Uhr Morgens. 
VIII. Strafbeſtimmungen. 
§ 31. Wer gegen die Vorſchriften dieſer Polizei⸗ 
verordnung handelt oder verſtößt, oder den darin ihm 
auferlegten Verpflichtungen nachzukommen unterläßt, 
wird mit Geldſtrafe bis zu 9 Mark, an deren Stelle 
im Nichtbeitreibungsfalle eine Haft von 3 Tagen tritt, 
beſtraft, ſoweit nicht nach $ 360 Nr. 13, § 366 Nr. 3, 
5, 7 bis 10 des Reichsſtrafgeſetzbuches eine höhere 
Strafe verwirkt iſt. 
§ 32. Wer es unterläßt, den nach dieſer Polizei⸗ 
verordnung ihm obliegenden Verpflichtungen nachzu⸗ 
kommen hat, abgeſehen von der Beſtrafung, zu ge⸗ 
wärtigen, daß das Verſäumte im Wege der Execution 
auf Grund des § 132 des Geſetzes über die allgemeine 
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Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 auf ſeine Koſten 
zur Ausführung gebracht wird. 
§ 33. Dieſe Polizei Verordnung tritt mit dem 

Tage ihrer Veröffentlichung in Kraft. Mit dieſem 

Zeitpunkte verlieren die derſelben entgegenſtehenden 

ortspolizeilichen Beſtimmungen ihre Giltigkeit. 

Freyſtadt Weſtpr., den 12. Mai 1896. 

Die Polizei⸗Verwaltung. 
Twiſtel. 
Bekanntmachung. 

Von den zu Zwecken der Chauſſee- und Eiſen⸗ 

bahnbauten auf Grund der Allerhöchſten Privilegien 

vom 25. November 1885 und 7. October 1889 aus: 
gegebenen Anleiheſcheinen des Kreiſes Löbau der 

IX. Emiſſion find am 19. Februar er. behufs 

Amortiſation ausgelooft worden: 

Littr. C. Nr. 75 über 500 Mark 
Dem Inhaber dieſes Anleiheſcheines wird das 
bezeichnete Kapital hierdurch mit der Aufforderung ge: 
kündigt, den Betrag gegen Einreichung des Anleihe— 
ſcheines vom 1. October d. J. ab bei unſerer Kreis— 

Communalkaſſe und bei S. A. Samter Nachfolger in 

Königsberg in Empfang zu nehmen. Die Verzinſung 

des Anleiheſcheins hört mit dem 1. October d. J. auf. 

Neumark, den 28. Februar 1896. 
Der Kreisausſchuß des Kreiſes Löbau. 
13) Ausweiſung von Ausländern aus den 
Reichsgebiet. 
Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 

1. Anton Böhm, Bleichereiarbeiter, geboren am 
19. März 1840 zu Altkalken, Bezirk Dauba, 
Böhmen, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Bet: 
telns, von der Königlich ſächſiſchen Kreishaupt— 
mannſchaft Bautzen, vom 29. Juni d. J. 

2. Stanislaus Charvat, Tagelöhner, geboren am 

7. Mai 1848 zu Prag, Böhmen, ortsangehörig 

zu Stekna, ebendaſelbſt, wegen Diebſtahls und 

Bettelns, von der Königlich ſächſiſchen Kreishaupt— 

mannſchaft Dresden, vom 8. Juli d. J. 

3. Lucien Marie Viktor Seraphin D'or, Sprad; 
lehrer, geboren am 19. Juli 1859 zu Sommet⸗ 
honne, Gemeinde Villers la Sone, Belgien, bel- 
giſcher Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens 
und Bettelns, vom Kaiſerlichen Bezirkspräſidenten 
zu Metz, vom 25. Juni d. J. 

4. Oskar Feuerſtein, Buchbinder, geb. am 5. Auguſt 
1876 zu Wien, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen 
Landſtreichens, vom Königlich preußiſchen Reg.: 
Präſidenten zu Düſſeldorf, vom 21. Juli d. J. 

5. Viktor Groß, Fleiſchergeſelle, geboren am 5. De- 
zember 1865 zu Waldek, Bezirk Freiwaldau, 
Oeſterreichiſch⸗Schleſien, öſterreichiſcher Staatsan⸗ 
gehöriger, wegen Bettelns, vom Königlich preußi⸗ 
ſchen Regierungspräſidenten zu Breslau, vom 
e Ie in Si 

6. Jankiel Korentzki, Arbeiter, geboren im Juni 
1856 zu Malyplock, Gouvernement Lomza, Polen, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens, 


12) 


10. 


11. 


12. 


14. 


15. 


16. 


1 


von Großherzoglich badiſchen Landeskommiſſär zu 
Freiburg, vom 18. Juli d. J. 


Franz Meyer, Tagner, geboren am 17. Mai 


1871 zu Collange-Bellevive, Kanton Genf, Schweiz, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens 
und Bettelns, vom Kaiſerlichen Bezirkspräſidenten 
zu Metz, vom 18. Juli d. J. 


Franz Reinhold, Seiler, geberen am 2. Februar 


1849 zu Schwarzwaſſer, Oeſterreich, ortsangehörig 
ebendaſelbſt, wegen Bettelns, vom Königl. preußi⸗ 
ſchen Regierungspräſidenten zu Breslau, vom 
. e de 


Franz Rinke, Schloſſergeſelle, geb. am 12. No- 


vember 1876 zu Nieder⸗Mohrau, Bezirk Braunau, 
Böhmen, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Land⸗ 
jtreichens und Bettelus, vom Königlich preußi⸗ 
ſchen Regierungs-Präſidenten zu Breslau, vom 
uli. J. 

Karl Puhl, Tiſchlergeſelle, geb. am 9. Oktober 
1843 zu Bürgſtein, Böhmen, ortsangehörig eben⸗ 
daſelbſt, wegen Bettelns, vom Königlich preußi⸗ 
ſchen Regierungspräſidenten zu Magdeburg, vom 
16. Juli d. J. 

Joſef Thomas, Anſtreicher, geb. am 12. Mai 
1827 zu Genf, Schweiz, ortsangehörig ebenda⸗ 
ſelbſt, wegen Landſtreichens und Bettelns, vom 
Kaiſerlichen Bezirks Präſidenten zu Metz, vom 
l el e . 

Eugen Alexander Verier, Kutſcher, geboren am 
4. Mai 1869 zu Avignon, Departement Vaucluſe, 
Frankreich, franzöſiſcher Staatsangehöriger, wegen 
Landſtreichens und Bettelns, vom Kaiſerlichen 
Bezirkspräſidenten zu Metz, vom 18. Juli d. RB 


Heinrich Buggler, Bäcker, geboren am 2. Juli 


1876 zu St. Peter, Bezirk Judenburg, Steier⸗ 
mark, ortsangehörig zu Uebelbach, Bezirk Graz, 
ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens, von der Kgl. 
bayeriſchen Polizei Direktion München, vom 
15. Juli d. J. 

Karl Henkel, Arbeiter, geboren am 21. De⸗ 
zember 1852 zu Schwarzwaſſer, Bezirk Weidenau, 
Oeſterreichiſch⸗Schleſien, ortsangehörig ebendaſelbſt, 
wegen Landſtreichens und Bettelns, vom Königl. 
preußiſchen Regierungspräſidenten zu Oppeln, vom 
2 7 Juni dend 

Anna Kammel, unverehelicht, geb. am 26. April 
1872 zu Marſchendorf, Bezirk Trautenau, Böh⸗ 
men, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Ueber⸗ 
tretung ſittenpolizeilicher Vorſchriften, vom Königl. 
preußiſchen Regierungspräſidenten zu Breslau, 
vom 23. Juni d. J. 

Anton Lorenz, Kaufmann, geb. am 26. Juni 
1866 zu Hartenberg, Bezirk Falkenau, Böhmen, 
ortsangehörig zu Leopoldskammer, ebendaſelbſt, 
wegen Betruges und Landſtreichens, von der 
Königlich bayeriſchen Polizei krektion München, 
vom 26. Juni d. J. 

Mathias Pariszeck (Paryſek), Schuſtergeſelle, 


— 
— — 


— 
— — 
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geboren am 24. Februar 1844 zu Moldauthein, und wird während dieſer Zeit von den Kreieſchul⸗ 
Böhmen, wegen Bettelns, vom Königlich bayeri- inſpektoren Schulrath Dr. Otto in Marienwerder 
ſchen Bezirksamt Traunſtein, vom 4. Juni d. J. und Dr. Kaphahn in Graudenz in den Geſchäften 
Mathias Parlicek, Schreiner, geb. am 10. Juli der Ortsſchulinſpektion vertreten. 

1851 zu Klein ⸗Koſitz, Bezirk Neubydſchow, Böh⸗ Dem Seminar⸗Oberlehrer Braune aus Halber⸗ 
men, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Diebſtahls ſtadt iſt die kommiſſariſche Verwaltung der Kreisſchul⸗ 
und Bettelns, von der Königlich bayeriſchen inſpektorſtelle in Pr. Friedland vom 1. September 
Polizei⸗Direktion München, vom 2. Juli d. J. d. J. ab übertragen und der Kreisſchulinſpektor Lettau 
Joſef Scheu, Schmied, geboren am 14. Novemberſin Schlochau von der Mitverwaltung dieſer Stelle 


18. 


1 


1862 zu Stettenhof (Stefanau), Mähren, -orts:|entbunden worden. 


angehörig ebendaſelbſt, wegen Bettelns, von der 
Königlich ſächſiſchen Kreishauptmannſchaft Zwickau, 

vom 6. Juni d. J. 

Die durch Beſchluß des Kaiſerlichen Bezirks⸗ 
Präſidenten zu Colmar vom 26. Juni d. J. verfügte 
Ausweiſung des Maurers Markus Gersbach aus dem 
Reichsgebiet (Central⸗Blatt für 1896 S. 230 Ziffer 1) 
iſt, nachdem ſich herausgeſtellt hat, daß derſelbe die 
Reichsangehörigkeit beſitzt, zurückgenommen worden. 


14) Verſonal⸗Chronik. 


Der Königliche Landrath Dr. Mieſitſcheck von 
Wiſchkau zu Thorn iſt dem Königlichen Ober⸗Präſidium 
zu Danzig zur dienſtlichen Verwendung überwieſen 
worden. 

Der Regierungs⸗Aſſeſſor Herrfahrdt iſt der 
hieſigen Königlichen Regierung zur dienſtlichen Ver⸗ 
wendung überwieſen. 

Dem ſeitherigen Prediger Dr. Gerhard Fiſcher 
iſt die erledigte Pfarrſtelle an der evangeliſchen Kirche 
zu Schirotzken, in der Diözeſe Schwetz, verliehen 
worden. 

Dem Pfarrer Bruno Schulz zu Slawianowo iſt 
die erledigte Pfarrſtelle an der katholiſchen Kirche zu 
Gr. Kruſchin, im Kreiſe Strasburg, verliehen worden. 

Der Stadtſekretär Boy iſt zum Stellvertreter 
des Amtsanwalts in Dt. Eylau ernannt worden. 

Im Kreiſe Marienwerder iſt der Grundbeſitzer 
Julius Frohwerk zu Rothhof zum Stellvertreter des 
Amtsvorſtehers für den Amtsbezirk Weißhof ernannt. 


Der Pfarrer Galow in Culm iſt vom 25. Auguſt 
bis zum 18. September d. J. beurlaubt und wird 
während dieſer Zeit von dem Kreisſchulinſpektor Dr. 
Cunerth in Culm in den Geſchäften der Ortsſchul⸗ 
inſpektion vertreten. 

Die Lokalaufſicht über die Schulen zu Klein 
Glisno und Koſſabude iſt dem Königlichen Kreisſchul— 
inſpektor Block in Bruß übertragen und der bisherige 
Lokalſchulinſpektor Pfarrer Erdmann in Friedrichsbruch 
in Folge feiner Verſetzung von dieſem Amte entbunden 


worden. 
15) Erledigte Schulſtellen. 

Eine Lehrerſtelle an der Schule zu Stuhm, Kreis 
Stuhm, iſt erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Dr. Zint zu Marienburg zu melden. 

Die letzte Lehrerſtelle an der katholiſchen Schule 
in Schönſee, Kreis Brieſen, wird zum 1. Oktober d. J. 
erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
Herrn Neidel zu Schönſee zu melden. 

Die erſte Lehrerſtelle an der neugegründeten 
Schule in Schönberg, Kreis Konitz, ſoll demnächſt 
beſetzt werden. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die: 
ſſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 


Im Kreiſe Löbau ſind nach abgelaufener Amts ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
dauer der Rittergutsbeſitzer Höltzel zu Babalitz wieder Herrn Dr. Hoffmann zu Konitz ſchleunigſt zu melden. 
zum Amtsvorſteher und der Gutsbeſitzer v. Fragſtein Die Lehrerſtelle an der Schule zu Montowo, 
in Lippinken wieder zum Stellvertreter des Amtsvor-Kreis Löbau, wird zum 1. Oktober d. J. erledigt. 
ſtehers für den Amtsbezirk Lippinken ernannt. Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die: 

Dem Schulamtskandidaten Max Hoffmann in ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
Gr. Sanskau iſt die Erlaubniß ertheilt, im dieſſeitigen ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 


Bezirk als Hauslehrer und Erzieher thätig zu ſein. 

Dem Fräulein Anna Grumm in Ziemermühl, 
Kreis Schlochau, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dies⸗ 
ſeitigen Bezirk als Hauslehrerin und Erzieherin thätig 
zu ſein. 


Herrn Streibel zu Löbau Wpr. zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Chriſtfelde, Kr. Schwetz, 
iſt erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 


Der Pfarrer Ebel in Gr. Nebrau iſt vom ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
24. Auguſt bis zum 14. September d. J. beurlaubt Herrn Kießner zu Schwetz zu melden. 


(Hierzu eine Extra⸗Beilage und ber Oeffentliche Anzeiger Nr. 35.) 
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